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Drogen im Blickpunkt

Reaktion auf neue psychoaktive Substanzen

Da das Strafrecht Substanzen, die einer 

Kontrolle unterliegen, eindeutig defi nieren muss, 

können Lieferanten mit der Entdeckung einer 

psychoaktiven Substanz, die nicht der 

rechtlichen Kontrolle unterliegt, Profi te machen 

– wobei das gesundheitliche Risiko für die 

Gesundheit der Konsumenten unbekannt ist. 

Diese Substanzen können dann durch die 

Behörden identifi ziert und in die Liste der 

kontrollierten Substanzen aufgenommen werden, 

so dass der Kreislauf von vorne beginnt. Die 

jüngsten Entwicklungen, die die kostengünstige 

Synthese organischer Chemikalien ermöglichen, 

haben in Kombination mit dem 

Informationsaustausch und den 

Vermarktungsmöglichkeiten, die das Internet 

bietet, dazu geführt, dass in noch nie 

dagewesenem Tempo neue psychoaktive 

Substanzen allgemein verfügbar werden. Diese 

können über auf Drogenzubehör spezialisierte 

Geschäfte in städtischen Zentren und problemlos 

einzurichtende Websites vermarktet werden, die 

das Potenzial bieten, den Konsum einer neuen 

Droge auf nationaler und internationaler Ebene 

rasend schnell zu verbreiten. Das Tempo, mit 

dem neue psychoaktive Substanzen auftreten 

und vertrieben werden können, stellt jetzt das 

etablierte Verfahren des Erlasses von 

Rechtsvorschriften zur Kontrolle einer Substanz in 

den einzelnen Ländern in Frage. In den 

Monaten, die benötigt werden, um eine neue 

Substanz strafrechtlich zu kontrollieren, und in 

denen auch die mit dem Konsum einer solchen 

Substanz verbundenen Risiken erst noch ermittelt 

werden müssen, machen Lieferanten 

beträchtliche Profi te. Politische 

Entscheidungsträger fordern neue, schnellere 

und wirksame Möglichkeiten der 

Drogenkontrolle, mit denen die öff entliche 

Gesundheit geschützt wird und die Lieferanten 

möglichst davon abgehalten werden, eine neue 

Substanz zu fi nden, um den Kreislauf 

fortzuführen.

Schlüsselthemen auf einen Blick
1. Neue psychoaktive Substanzen sind durch forensische Laboratorien 

nicht leicht nachzuweisen und zu bestimmen. Die Untersuchung von 
Erzeugnissen auf unbekannte oder unerwartete Stoff e ist 
zeitaufwändig, komplex und kostenaufwändig. Dies kann gezielte 
und zeitnahe Reaktionen durch Gesetzgeber und 
Strafverfolgungsbehörden verhindern. 

2. Es ist rechtlich nicht möglich, den unbefugten Vertrieb aller 
psychoaktiven Substanzen zu kriminalisieren; somit kann der 
Gesetzgeber nicht proaktiv handeln, sondern nur auf neu auftretende 
Substanzen reagieren.

3. Neue psychoaktive Substanzen können Gefahren für die Gesundheit 
des Einzelnen und für die öff entliche Gesundheit bergen sowie 
soziale Risiken, die die Gesellschaft insgesamt betreff en. Wenn sie 
erstmalig auf dem Markt erscheinen, gibt es jedoch noch keine 
Informationen zu den mit diesen Substanzen verbundenen Risiken.

4. Das Gesetzgebungsverfahren, das erforderlich ist, um eine Substanz der 
Kontrolle durch Drogengesetze zu unterwerfen, braucht Zeit, in manchen 
Ländern mehr als ein Jahr.

5. Die Kontrolle einer neuen psychoaktiven Substanz kann unbeabsichtigte 
und unerwünschte Konsequenzen haben. Sie kann die Suche nach und 
den Vertrieb von nicht kontrollierten Ersatzdrogen fördern, die 
möglicherweise sogar noch schädlicher als die Vorläufersubstanz sein 
können.

6. Andere Kontrolloptionen sind zwar schneller, bieten aber nicht die 
Möglichkeit, durch Sanktionen dieselben Botschaften in Bezug auf 
Abschreckung und Gesundheitsgefährdung zu vermitteln. Zudem werden 
sie die Vermarktung und den Vertrieb einer neuen Substanz 
möglicherweise nicht wirksam verhindern oder stoppen können.

Defi nition
Neue psychoaktive Substanz: Neuer Suchtstoff  oder psychotroper Stoff , in reiner Form oder als Zubereitung, der nicht nach 
dem Einheits-Übereinkommen der Vereinten Nationen von 1961 über Suchtstoff e oder dem Übereinkommen der Vereinten Nationen 
von 1971 über psychotrope Stoff e kontrolliert wird, welcher aber eine Gefahr für die öff entliche Gesundheit darstellen kann, 
vergleichbar mit den Substanzen, die in diesen Abkommen aufgelistet sind (Beschluss 2005/387/JI des Rates).
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Die Mitgliedstaaten müssen über die 
Fähigkeit verfügen, die immer vielfältigeren 
und komplexeren neuen Substanzen, die auf 
dem Markt erscheinen, schnell zu 
identifi zieren und wissenschaftlich zu 
bewerten. Ihre Reaktionsmechanismen sollten 
optimiert werden, damit sie eff ektiv und 
effi  zient agieren können, um mit einem 
Mindestmaß an nachteiligen Konsequenzen 
die öff entliche Gesundheit zu schützen; eine 
Kontrolle im Rahmen des Drogenrechts ist 
eine von mehreren Möglichkeiten, mit denen 
dies erreicht werden kann.

Wolfgang Götz, 
Direktor der EBDD
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1. Frühwarnsysteme

In Europa gibt es sowohl auf EU-Ebene als auch 

auf nationaler Ebene Frühwarnsysteme für neue 

psychoaktive Substanzen. Das im Jahr 1997 

geschaff ene europäische Frühwarnsystem wird 

von der EBDD und Europol betrieben und baut 

auf den nationalen Systemen auf. Es ist ein 

multidisziplinäres Netzwerk, das Informationen 

über neue Drogen und drogenhaltige 

Erzeugnisse sammelt, bewertet und schnell 

verbreitet. In den letzten beiden Jahren wurde 

eine Rekordzahl neuer Substanzen erstmalig in 

Europa ermittelt – 24 im Jahr 2009 und 41 im 

Jahr 2010 (siehe Grafi k). Gegenwärtig werden 

auf EU-Ebene etwa 150 Substanzen überwacht. 

Nationale Frühwarnsysteme haben zwar – in 

Abhängigkeit von den spezifi schen nationalen 

Erfordernissen und Prioritäten – unterschiedliche 

Strukturen oder Komponenten, dienen allerdings 

auch den Zwecken des europäischen Systems. 

Nationale Frühwarnsysteme in Europa 

unterscheiden sich auf vielfältige Weise, unter 

anderem durch ihre Rechtsgrundlage, ihre 

Ansiedlung in der Regierung (bei Gesundheits- 

oder Strafverfolgungsbehörden), ihren 

Erfassungsbereich (lokal, regional oder national) 

und die ihnen zur Verfügung stehenden 

Ressourcen. Sie können sich auch in ihrer 

Zusammensetzung und Kapazität unterscheiden. 

Beispielsweise umfassen manche 

Frühwarnsysteme starke Kriminaltechnik- und 

Toxikologienetze, manche überwachen von 

Nutzern gesammelte Proben, und manche sind 

mit einem Schnellreaktionsmechanismus 

verknüpft. Gestärkt werden können nationale 

Frühwarnsysteme durch die Nutzung 

quantitativer Indikatoren zur 

Drogenüberwachung, durch qualitative 

Forschung sowie durch multidisziplinäre 

Informationsquellen wie Gesundheitsanbieter, 

Strafverfolgungseinrichtungen und unabhängige 

Wissenschaftler. Sie können die neuesten 

analytischen und technologischen Fortschritte 

nutzen und von einem effi  zienten und zeitnahen 

Informationsaustausch zwischen allen Partnern 

profi tieren.

2. Proaktive Kontrolle

Strafrechtlich kontrollierte psychoaktive 

Substanzen müssen eindeutig defi niert sein. 

Dieser Anforderung liegt der in der Europäischen 

Menschenrechtskonvention und in einigen 

einzelstaatlichen Verfassungen verankerte 

Grundsatz zugrunde, dass niemand einer 

Straftat für schuldig befunden werden kann, die 

nicht strafbar war, als sie begangen wurde. 

Hiervon ausgehend urteilte der Europäische 

Gerichtshof für Menschenrechte, dass das 

Strafrecht bei dem, was es als Straftat einstuft, 

spezifi sch sein muss. Dies bedeutet, dass im 

Drogenrecht nicht aufgeführte Substanzen nicht 

durch dieses Recht kontrolliert werden. 

Der Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs für Menschenrechte zufolge ist es 

jedoch zulässig, bestimmte Elemente der Straftat 

klarzustellen und unter der ursprünglichen 

Defi nition der Straftat zu fassen. Generische 

Defi nitionen von Familien chemischer Stoff e, die 

der Kontrolle unterliegen, werden von Irland und 

dem Vereinigten Königreich verwendet. Analoga 

oder Derivate kontrollierter Drogen können sich 

auf Substanzen mit ähnlichen Strukturen oder 

Wirkungen beziehen und erfassen daher eine 

breitere Palette von Substanzen als eine 

generische Defi nition; diese können auf alle 

nach dem Drogenrecht kontrollierten Substanzen 

(wie in Bulgarien, Norwegen), ausgewählte 

Kategorien (Lettland, Malta) oder nur auf eine 

kleine Gruppe (Luxemburg) Anwendung fi nden. 

Manche Mitgliedstaaten erklärten jedoch, dass 

sie Schwierigkeiten mit der Implementierung 

einer generischen Defi nition haben würden, da 

diese Änderungen des Primärrechts erfordern 

oder zu Verfassungsgrundsätzen im 

Widerspruch stehen würden. Im Jahr 2010 

wurde in Irland eine Rechtsvorschrift erlassen, 

die den Verkauf aller abhängig machenden 

oder schädlichen psychoaktiven Substanzen für 

den menschlichen Konsum untersagt, und Polen 

verbot die Vermarktung von Ersatzdrogen. Für 

eine umfassende Evaluierung dieses Ansatzes ist 

es noch zu früh. 

3. Bewertung der Risiken

Nationale Systeme für die Bewertung der 

Risiken, die neue psychoaktive Substanzen 

bergen, gibt es in den meisten Mitgliedstaaten 

der EU. Diese Systeme untersuchen, welche 

gesundheitlichen und sozialen Risiken neue 

Substanzen in den verschiedenen Phasen – von 

der Herstellung über den Handel bis zum 

Konsum – bergen. Mit ihnen können auch die 

potenzielle Beteiligung der organisierten 

Kriminalität und die Konsequenzen möglicher 

Kontrollmaßnahmen evaluiert werden. Von 

26 Ländern, für die Informationen vorliegen, 

gaben sechs nicht an, dass sie als Bestandteil des 

rechtlichen Verfahrens der Kontrolle über ein 

Risikobewertungssystem verfügen. Ein 

Risikobewertungssystem wird im Drogenrecht 

von sechs Ländern unmittelbar genannt, ist in 

sieben Ländern semiformalisiert und kann in 

sieben weiteren Ländern auf Ad-hoc-Basis zur 

Anwendung kommen. In der Mehrzahl der 

Länder wird es durch Beamte durchgeführt, in 

vier Ländern (Ungarn, Niederlande, Österreich, 

Vereinigtes Königreich) jedoch durch ein 

unabhängiges wissenschaftliches Organ. 

In etwa der Hälfte der Mitgliedstaaten der EU 

werden Substanzen rechtlich anhand der 

Schäden, die sie verursachen können, 

unterschieden, und eine Risikobewertung kann 

bei der genauen Einstufung der Schäden und 

ihrer Bekanntmachung in der Öff entlichkeit 

helfen. Medienberichterstattung über angebliche 

Schäden kann – noch bevor die Kernfakten 

bekannt sind – den Druck in Bezug auf eine 

legislative Kontrolle erhöhen. Da es jedoch 

Hinweise darauf gibt, dass nur relativ wenige 

Menschen neue psychoaktive Substanzen 

konsumieren, muss vorsichtig vorgegangen 

werden, um nicht durch eine Übertreibung ihrer 

Risiken die Glaubwürdigkeit zu verlieren. Nur 

wenige Länder scheinen die sachliche Richtigkeit 

ihrer Einstufung später, wenn neue Informationen 

vorliegen, zu überprüfen.

4. Schnellere Prozesse – 
aber überwacht

Die Zeit, die benötigt wird, um eine neue 

Substanz unter Kontrolle zu stellen, ist davon 

abhängig, welches Verfahren zur Anwendung 

kommt, welches Recht betroff en ist, und in 

welchem Umfang eine Zustimmungspfl icht 

besteht. Beispielsweise wird ein komplexes 

Verfahren zur Änderung eines 

Parlamentsgesetzes, das die Zustimmung des 

Staatschefs erfordert, mehr Zeit in Anspruch 

nehmen als ein einfaches Verfahren zur 

Änderung einer von einem Minister 

unterzeichneten Verordnung. Um 

verfahrenstechnische Verzögerungen zu 

vermeiden, haben Deutschland und die 

Niederlande Notfallsysteme eingeführt, mit 

deren Hilfe eine Substanz mit Zustimmung eines 

Ministers anstatt der Regierung für ein Jahr unter 

befristete Kontrolle gestellt werden kann; wird 

das Verfahren für eine permanente Kontrolle 

nicht innerhalb eines Jahres durchgeführt, wird 

die Beschränkung hinfällig. Mehrere andere 

Länder verfügen über Schnellverfahren, um 
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Substanzen unter permanente Kontrolle zu 

stellen, bei denen bestimmte Konsultationsfristen 

während des Gesetzgebungsverfahrens verkürzt 

werden. In Schweden ermöglicht es ein 

gesondertes Gesetz, nämlich das Gesetz über 

gesundheitsgefährdende Waren, den Verkauf 

oder Besitz einer Substanz schnell als schweren 

strafrechtlichen Sanktionen unterliegend 

einzustufen, während die Behörden prüfen, ob 

die Substanz der Defi nition einer „Droge“ 

entspricht; ist dies der Fall, wird sie letztendlich 

als kontrollierte Droge gelistet. Die Richtlinie 

98/34/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates schreibt für einzelstaatliche 

Maßnahmen, die den innergemeinschaftlichen 

Handel einschränken, eine Ankündigungsfrist 

von drei Monaten vor, die jedoch aus 

schwerwiegenden, die öff entliche Gesundheit 

oder Sicherheit betreff enden Gründen entfallen 

kann.

5. Unbeabsichtigte 
Konsequenzen der Kontrolle

Das Risikobewertungsverfahren der EU berücksichtigt 

die möglichen Konsequenzen von 

Kontrollmaßnahmen, die die Substitution einer neu 

unter Kontrolle gestellten Substanz durch eine andere, 

nicht kontrollierte Substanz – zuweilen eine Substanz 

mit noch bedenklicheren Wirkungen – umfassen 

können. Beispielsweise kann die Kontrolle von GHB 

(Gamma-Hydroxybuttersäure) zu einer Zunahme des 

Konsums ihrer chemischen und metabolischen 

Vorläufersubstanz GBL (Gamma-Butyrolacton) geführt 

haben, die mindestens genauso gefährlich wie GHB 

ist. Nachdem Psilocin enthaltende halluzinogene Pilze 

unter Kontrolle gestellt wurden, begannen einige 

Händler, den Pilz Amanita muscaria anzubieten, 

der erhebliche Toxizitätsrisiken birgt. Als Mephedron 

in Europa unter Kontrolle gestellt wurde, begannen 

Online-Händler, Naphyron als Ersatzsubstanz zu 

bewerben. Anstelle von Naphyron enthielten viele 

Proben jedoch ein oder mehrere Cathinone oder 

andere Substanzen, die chemisch nicht mit Naphyron 

verwandt sind. 

Die Aufrechterhaltung einer erhöhten Wachsamkeit in 

Bezug auf neue Drogen kann kostspielig sein, da sie 

die Identifi zierung einer zunehmenden Zahl neuer 

Substanzen nötig macht und Forschungsarbeiten 

hinsichtlich der mit diesen verbundenen Risiken und 

hinsichtlich möglicher Reaktionen erfordert. Neue 

psychoaktive Substanzen der Kontrolle durch das 

Drogenrecht zu unterstellen erfordert auch 

Ressourcen für die Durchsetzung. Länder, die 

dieses Konzept in allen Fällen anwenden, laufen 

möglicherweise Gefahr, ihr nationales System zu 

überfrachten. In Anbetracht dieser Gefahr haben 

wissenschaftliche Risikobewertungsgremien in 

den Niederlanden und im Vereinigten Königreich 

von einer strafrechtlichen Kontrolle der Lieferung 

bestimmter Substanzen (halluzinogene Pilze 

beziehungsweise Kath) abgeraten und 

stattdessen Präventionsprogramme befürwortet.

6. Sind andere Gesetze wirksam?

Einige europäische Länder wenden erfolgreich 

andere Gesetze an, um den off enen Vertrieb 

einer neuen Droge zu stoppen. Diese Gesetze 

basieren auf harmonisierten EU-Defi nitionen, die 

bereits in allen Mitgliedstaaten operativ sein 

sollten. Herangezogen wurden Verordnungen, 

die die ordnungsgemäße Etikettierung von 

angebotenen Waren oder Lebensmitteln in 

Bezug auf deren vorgesehene Verwendung 

vorschreiben, um nicht in der Landessprache 

etikettierte Spice-Produkte (Italien) und als 

Badesalze oder Pfl anzennahrung etikettiertes 

Mephedron (Vereinigtes Königreich) zu 

konfi szieren. Durch die Anwendung der 

harmonisierten EU-Defi nition eines Arzneimittels 

auf eine neue psychoaktive Substanz können 

einzelstaatliche Arzneimittelagenturen deren 

unbefugte Einfuhr, Vermarktung bzw. ihren 

Vertrieb untersagen. Im Jahr 2009 klassifi zierte 

Österreich Spice-Produkte unter nicht dem 

Strafrecht unterliegende Arzneimittelvorschriften; 

dies erwies sich als wirksam zur Unterbindung 

der off enen Vermarktung und des off enen 

Vertriebs von Spice in Österreich und vermied 

zugleich eine Kriminalisierung der Konsumenten. 

Einfuhrverbote in Österreich (Spice) und im 

Vereinigten Königreich (Mephedron) trugen zur 

Unterbindung des off enen Vertriebs bei.

Der Zugang junger Menschen zu neuen 

Substanzen kann beschränkt werden, indem 

Lizenzierungen oder Altersbeschränkungen für 

Verkaufsstellen eingeführt werden. Diese können 

den Bestimmungen zur Regulierung des Verkaufs 

von Alkohol und Tabak ähneln, weitere 

Beispiele sind unter anderem die „Coff ee 

Shops“ in den Niederlanden und der Verkauf 

von Butan und Lösungsmittelerzeugnissen im 

Vereinigten Königreich. 

Alle diese Ansätze folgen den kürzlich 

abgegebenen Empfehlungen des Büros der 

Vereinten Nationen für Drogen- und 

Verbrechensbekämpfung, den Schwerpunkt auf 

die Verschärfung von Gesetzen zum Schutz der 

Gesundheit zu legen und sich auf die Lieferanten 

zu konzentrieren, anstatt alle Konsumenten zu 

kriminalisieren.

Anzahl der gemäß Beschluss 2005/387/JI des Rates an das Europäische 
Frühwarnsystem gemeldeten neuen psychoaktiven Substanzen

Anmerkung: Beschluss 2005/387/JI des Rates trat am 21. Mai 2005 in Kraft.
Quelle: Europäisches Frühwarnsystem.
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Schlussfolgerungen und politische Erwägungen
1. Die Erfassung und Identifi zierung neuer psychoaktiver Substanzen bei 

deren Erscheinen auf dem Markt sind die ersten Schritte zur 
Bewertung der Risiken potenziell gefährlicher neuer Drogen und 
letztendlich zu deren Kontrolle. Die Kapazitäten zur Erfüllung dieser 
Aufgabe sind ein wesentliches Element von Frühwarnsystemen.

4. Drogengesetze sollten sich auf Substanzen beziehen, die 
ernstzunehmende gesundheitliche und soziale Gefährdungen 
darstellen. Es können auch andere Maßnahmen, kombiniert mit 
Präventionsprogrammen, ergriff en werden, um Menschen davon 
abzubringen, nicht kontrollierte Substanzen zu konsumieren, die nicht 
notwendigerweise sicher sind.

2. Risikobewertungssysteme können Nachweise zur Unterstützung des 
Gesetzgebungsprozesses liefern. Durch die Ergebnisse kann der 
Öff entlichkeit genau und glaubhaft vermittelt werden, welche Gefahr 
einer Schädigung mit der Substanz verbunden ist. Zielgerichtete 
Forschungsarbeiten sind ein Schlüsselelement für die Schaff ung einer 
belastbaren Evidenzbasis für die Risikobewertung und die 
fortlaufende Rechtfertigung von Kontrollmaßnahmen.

5. Es ist wichtig, zu überdenken, ob mit bereits zur Verfügung stehenden 
anderen Gesetzen, beispielsweise dem Verbraucherschutz- und dem 
Arzneimittelgesetz, das erwünschte Ziel erreicht werden kann; die 
Schnelligkeit der Reaktion ist möglicherweise wichtiger als deren 
Schärfe. Einfuhrverbote können den Druck auf lokale 
Strafverfolgungsmechanismen verringern.

3. Ein wichtiges politisches Ziel besteht darin, zwischen der schnellen 
Reaktion auf neue Substanzen einerseits und ausreichenden 
wissenschaftlichen Nachweisen sowie legislativer Überwachung 
andererseits das richtige Gleichgewicht zu fi nden.

6. Die Europäische Kommission arbeitet zurzeit in Kooperation mit 
EU-Ländern, der EBDD und Europol an neuen Rechtsvorschriften, um 
die Kontrolle neuer psychoaktiver Substanzen in der gesamten EU zu 
verbessern.
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Informationen im Internet 
Drogenprofi le der EBDD:

BZP und andere Piperazine
http://www.emcdda.europa.eu/publications/drug-profiles/bzp

Synthetische Cannabinoide und Spice
http://www.emcdda.europa.eu/publications/drug-profiles/synthetic-cannabinoids

Synthetische Cathinone
http://www.emcdda.europa.eu/publications/drug-profiles/synthetic-cathinones

Synthetische Kokain-Derivate
http://www.emcdda.europa.eu/publications/drug-profiles/synthetic-cocaine-derivatives

Beschluss 2005/387/JI des Rates betreff end den Informationsaustausch, die Risikobewertung und die Kontrolle 
bei neuen psychoaktiven Substanzen

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2005:127:0032:0037:DE:PDF
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